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Mit der Drucksache 18/4409 vom 6. Juli 2016 haben die Fraktionen der SPD 

und von Bündnis 90/Die Grünen sowie die Abgeordneten des SSW einen Ent-

wurf zur Änderung des Informationszugangsgesetzes Schleswig-Holstein (im 

Folgenden: IZG) vorgelegt. Der Änderungsentwurf (im Folgenden: IZG-ÄE) 

sieht verschiedene Änderungen des bisherigen Gesetzestextes sowie die Ein-

fügung eines neuen § 11 über die Pflicht zur Veröffentlichung von Informatio-

nen vor. Hintergrund der beabsichtigten Änderungen sind u. a. mehrere ge-

richtliche Entscheidungen sowie eine Änderung der Verfassung des Landes 

Schleswig-Holstein durch Einführung des Art. 53. Ein Änderungsantrag der 

Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen sowie der Abge-

ordneten des SSW vom Juli 20161 (im Folgenden: IZG-ÄE2) schlägt eine Er-

weiterung der für die Tätigkeit des Landtags bestehenden Ausnahme vom 

Anwendungsbereich des IZG vor. 

Die folgende Stellungnahme konzentriert sich auf die inhaltlich bedeutsamen 

der vorgeschlagenen Änderungen und sieht von einer Behandlung der im We-

sentlichen lediglich redaktionellen Änderungsvorschläge oder Folgeänderun-

gen zu anderen Vorschlägen betreffenden Art. 1 Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3 lit. b cc, lit. c 

aa, Nr. 4, Nr. 10-15 IZG-ÄE ab. Im Übrigen erfolgt eine Gliederung in die den 

Informationszugang im bisherigen Sinne betreffenden Vorschriften (I.) und die 

Einfügung der Bestimmung über eine Veröffentlichungspflicht (II.). 

 

I. Informationszugangsrecht 

1. Informationspflichtige Stellen 

§ 2 Abs. 3 IZG regelt (positiv), welche Stellen informationspflichtig im Sinne 

des Gesetzes sind, wohingegen § 2 Abs. 4 IZG (negativ) bestimmte Stellen 

von der Informationspflichtigkeit ausnimmt. Der Änderungsentwurf und der Än-

derungsantrag sehen verschiedene Änderungen dieser Vorschriften vor: 

 

 
                                                           

1
 Drucks. 18/4465. 
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a) Art. 1 Nr. 3 lit. a IZG-ÄE 

In § 2 Abs. 3 Nr. 2 IZG soll eine Aufzählung klassischer Felder der Daseins-

vorsorge eingefügt werden. Die Aufzählung soll illustrieren, welche Aufgaben 

der öffentlichen Verwaltung Privatrechtssubjekten übertragen werden können.2 

Inhaltlich ist dies keine Änderung, da diese Verträge – soweit eine Beleihung 

oder die Ausübung von Befugnissen vorliegt – bereits jetzt von § 2 Abs. 3 Nr. 2 

IZG erfasst werden.3 Ausgenommen bleiben hingegen wie bisher alle Fälle, in 

denen sich die beauftragte private Stelle oder Person der Handlungsformen 

des Privatrechts bedient. Die Bestimmung würde daher auch nach der vorge-

sehenen Änderung hinter dem BremIFG, dem LTranspG RLP und dem 

HmbTG zurück bleiben. § 6a BremIFG und § 2 Abs. 10 HmbTG gehen allein 

vom Begriff der Daseinsvorsorge aus, ohne Unterscheidung, ob der Leis-

tungserbringer öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich tätig wird. Nach § 3 Abs. 

2 Satz 2 LTranspG RLP ist es ausreichend, wenn eine Behörde sich zur Erfül-

lung einer öffentlichen Aufgabe einer Person des Privatrechts bedient oder ihr 

die Erfüllung der öffentlichen Aufgabe überträgt.  

b) Art. 1 Nr. 3 lit. b IZG-ÄE 

Die derzeitige Fassung des § 2 Abs. 4 Nr. 1 IZG nimmt den Landtag nur inso-

weit vom Kreis der informationspflichtigen Stellen aus, wie er Gesetzgebungs-

tätigkeit ausüben. § 2 Abs. 4 Nr. 1 der Norm in der Fassung des IZG-ÄE2 er-

weitert diese Ausnahme auf alle vom Landtag wahrgenommenen parlamenta-

rischen Aufgaben. Hierunter versteht der Entwurf auch die gutachterliche oder 

rechtsberatende Tätigkeit im Auftrag einer oder mehrerer Fraktionen. Wie sich 

aus dem Satzzusammenhang des Änderungsvorschlags und der Entwurfsbe-

gründung4 ergibt, bezieht sich dies nur auf vom Wissenschaftlichen Dienst des 

Landtags erstellte Gutachten und erbrachte Beratungen, nicht auf seitens der 

Fraktionen bei anderen Personen oder Einrichtungen in Auftrag gegebene 

Stellungnahmen. Da der Wissenschaftliche Dienst nicht von den Abgeordne-

                                                           

2
 LT-Drs. 18/4409, Seite 10. 

3
 PdK § 2 Begriffsbestimmungen 4.3 Mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben beliehene natürliche und 

juristische -Personen des Privatrechts. 
4
 LT-Drs. 18/4465, Seite 2. 
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ten, sondern regelmäßig von den Fraktionen beauftragt würde, ließen sich be-

reits aus dem jeweiligen Thema der Ausarbeitung Rückschlüsse auf den Auf-

traggeber ziehen.5 Es könnten allein aus Fragestellung und Inhalt eines Gut-

achtens Erkenntnisse zu internen Überlegungen, Planungen und Strategien 

einzelner Fraktionen oder der parlamentarischen Opposition gewonnen wer-

den.6 

Dass diese Einschätzung zutrifft, wird kaum in Zweifel gezogen werden kön-

nen. Gleichwohl ist es unter dem Gesichtspunkt der Informationsfreiheit als 

wesentlichen Instruments eines transparenten und freiheitlichen Diskurses 

wenig überzeugend, ausgerechnet fachkundige und neutrale Stellungnahmen 

für den politischen Prozess vom Informationszugang auszunehmen. Das Bun-

desverwaltungsgericht hat in seinem Urteil zum Wissenschaftlichen Dienst zu-

treffend betont: 

„Die Tatsache, dass ... der auftraggebende Abgeordnete aufgrund be-

sonderer Umstände bekannt ist ..., ist unbeachtlich. Denn die Garantie 

des freien Mandats hat nicht zur Folge, dass der ... Abgeordnete sich 

nachträglich einer öffentlichen Diskussion über die Nutzung der Wissen-

schaftlichen Dienste entziehen könnte. Eine solche Rechenschaftspflicht 

ist vielmehr Ausdruck des Mandats in der repräsentativen Demokratie, 

die gerade durch die politische Verantwortung des Abgeordneten gegen-

über der Wählerschaft und der Rückkopplung zwischen Parlamentariern 

und Wahlvolk gekennzeichnet ist“ 7. 

Für die Fraktionen kann nichts anderes gelten, setzen sie sich doch gerade 

aus Abgeordneten zusammen. 

Die Änderung von § 2 Abs. 4 Nr. 2 IZG (Art. 1 Nr. 3 lit. b aa IZG-ÄE) und die 

Einfügung von § 2 Abs. 3 Nr. 2a (Art. 1 Nr. 3 lit. b bb IZG-ÄE) dienen der Um-

setzung zweier Urteile des Europäischen Gerichtshofs8. Die Umweltinformati-

                                                           

5
 LT-Drs. 18/4465, Seite 2, erster Absatz. 

6
 LT-Drs. 18/4465, Seite 2, erster Absatz. 

7
 BVerwG, Urteil vom 25. Juni 2015 – 7 C 1/14 –, BVerwGE 152, 241-255, Rn. 21. 

8
 EuGH, Urteil vom 14.02.2012, C-204/09, Celex-Nr. 62009CJ0204; EuGH, Urteil vom 18.07.2013, C-

515/11, Celex-Nr. 62011CJ0515. 
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onsgesetze des Bundes9 und anderer Länder10 enthalten § 2 Abs. 4 Nr. 2a i. d. 

F. von Art. 1 Nr. 3 lit. b bb IZG-ÄE entsprechende Regelungen. Die vorgese-

henen Änderungen genügen den durch den EuGH formulierten Anforderun-

gen. 

Art. 1 Nr. 3 lit. b dd IZG-ÄE sieht als neuen § 2 Abs. 4 Nr. 5 eine Ausnahme für 

Finanzbehörden von der Informationspflicht vor, sofern Vorgänge der Steuer-

festsetzung und Steuererhebung betroffen sind. Laut Gesetzesbegründung er-

fasst das Vorgänge der Steuerfestsetzung, der Steuererhebung und der Voll-

streckung von Steuern und steuerlichen Nebenleistungen.11 Die Vollstreckung 

hat im Wortlaut keinen Niederschlag gefunden. Das ist misslich. Auch § 5 Nr. 4 

HmbTG spricht nur von „Steuerfestsetzung und Steuererhebung“. Das OVG 

Hamburg hat diesen Wortlaut als „nicht eindeutig“ bezeichnet, ihn weit ausge-

legt und die Vollstreckung darunter gefasst12. Aus Gründen der Gesetzesklar-

heit sollte in Erwägung gezogen werden, die Vollstreckung ausdrücklich im 

Gesetzestext zu verankern. 

c) Art. 1 Nr. 3 lit. c bb IZG-ÄE 

In § 2 Abs. 6 IZG soll eine Nr. 3 eingefügt werden, die regelt, dass eine Kon-

trolle auch dann vorliegt, wenn mehrere juristische Personen des öffentlichen 

Rechts zusammen unmittelbar oder mittelbar entweder über eine Mehrheit des 

gezeichneten Kapitals oder der Anteile des Unternehmens verfügen oder mehr 

als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans 

des Unternehmens bestellen können und zumindest der hälftige Anteil an die-

ser Mehrheit dem Land oder einer unter Aufsicht des Landes stehenden juris-

tischen Person des öffentlichen Rechts zuzuordnen ist. Dies schließt eine be-

stehende Umsetzungslücke des bestehenden Umweltvölker- und Europa-

rechts, sehen doch Art. 2 Nr. 2 lit. c) Aarhus-Übereinkommen und Art. 2 Nr. 2 

lit. c) Richtlinie 2003/4/EG auch eine Kontrolle als ausreichend an, die sich aus 

                                                           

9
 § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 lit. a) UIG. 

10
 § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 lit. a) BbgUIG; § 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 BremUIG; § 1 Abs. 2, Abs. 3 HmbUIG; § 12 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 HUIG; § 2 Abs. 3 NUIG; § 1 Abs. 2 Nr. 1 Satz 3 lit. a) UIG NRW; § 1 Abs. 3 UIG LSA; § 2 

Abs. 1 Nr. 1 a) ThürUIG.  
11

 LT-Drs. 18/4409, Seite 11. 
12

 Hamburgisches Oberverwaltungsgericht, Urteil vom 17. Dezember 2013 – 3 Bf 236/10 –, Rn. 22, juris 
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der Addition der Anteile von mehreren juristischen Personen des öffentlichen 

Rechts ergibt.13  

 

2. Verfahren und Rechtsschutz 

Art. 1 Nr. 6 IZG-ÄE beschränkt den Verweis in § 6 Abs. 1 S. 2 auf § 5 Abs. 1 

IZG auf dessen Satz 1 und 2. Zugleich wird die Fiktion, dass der Verweis auf 

eine andere Art des Informationszugangs eine Ablehnung eines Antrags ist, 

gestrichen. Bei der Präzisierung, dass nur § 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 IZG ge-

meint sind, handelt es sich um eine redaktionelle Korrektur zur Vermeidung 

von Regelungslücken und Unklarheiten.14 Dies ist im Hinblick auf die Strei-

chung konsequent, da § 5 Abs. 1 Satz 3 IZG i.d.F. von Art. 1 Nr. 5 IZG-ÄE von 

der Veröffentlichung nach § 11 IZG und der Verbreitung nach § 12 IZG spricht. 

Folge der Streichung ist, dass sich der Rechtsschutz nach § 7 IZG nicht mehr 

auf den Verweis auf eine andere Art der Informationsgewährung ersteckt.  

Die Überprüfung der Entscheidung der informationspflichtigen Stelle soll nach 

der Änderung ausweislich Art. 1 Nr. 6 IZG-ÄE auch Entscheidungen von Be-

liehenen nach § 2 Abs. 3 Nr. 2 IZG erfassen. Die Entwurfsbegründung sieht 

das als Erweiterung des Rechtsschutzes an.15 Nach Bundes-16 und Landes-

recht, das ein Überprüfungsverfahren kennt17, ist Rechtsschutz auch bei Be-

liehenen möglich. Die anderen Landesgesetze18 eröffnen in jedem Fall den 

Verwaltungsrechtsweg. Die Regelung ist daher zu begrüßen. 

 

3. Ablehnungsgründe 

Gemäß Art. 1 Nr. 7 lit. b IZG-ÄE sollen in § 9 Abs. 1 Satz 1 IZG die Wörter „es 

sei denn, das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt“ durch die 

                                                           

13
 Vgl. LT-Drs. 18/4409, Seite 12. 

14
 LT-Drs. 18/4409, Seite 13, Zu Nummer 5 (§6). 

15
 LT-Drs. 18/4409, Seite 14. 

16
 § 6 Abs. 3 und Abs. 4 UIG. 

17
 Art. 9 Abs. 2 und Abs. 3 BayUIG; §§ 1, 3 Abs. 2 BbgUIG i. V. m. § 6 Abs. 3 und Abs. 4 UIG; § 1 Abs. 2 

HmbUIG i. V. m. § 6 Abs. 3, Abs. 4 UIG; § 9 Abs. 2, Abs. 3 HUIG; § 4 Abs. 3, Abs. 4 NUIG; § 2 Abs. 3, Abs. 

4 UIG LSA; § 6 Abs. 3, Abs. 4 ThürUIG.  
18

 § 3 BremUIG; § 3 UIG NRW; § 22 LTranspG RLP; § 10 SächsUIG. 
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Wörter „wenn das sich aus den Nummern 1 bis 5 jeweils ergebende öffentliche 

Interesse an der Geheimhaltung gegenüber dem öffentlichen Bekanntgabein-

teresse überwiegt“ ersetzt werden. In § 9 Abs. 2 IZG sollen an die Stelle der 

Wörter „es sei denn, das öffentliche Interesse an der Bekanntgabe überwiegt“ 

die Wörter „wenn das sich aus den Nummern 1 bis 5 jeweils ergebende öffent-

liche Interesse am Funktionieren von Verwaltungsabläufen gegenüber dem öf-

fentlichen Bekanntgabeinteresse überwiegt“ treten (Art. 1 Nr. 7 lit. c IZG-ÄE). 

In § 10 Satz 1 IZG soll für die Wörter „ist der Antrag abzulehnen, es sei denn, 

die Betroffenen haben zugestimmt oder das öffentliche Interesse an der Be-

kanntgabe überwiegt“ die Wörter „und das aus den Nummern 1 bis 4 jeweils 

folgende schutzwürdige private Interesse an der Geheimhaltung gegenüber 

dem öffentlichen Bekanntgabeinteresse überwiegt, ist der Antrag abzulehnen, 

es sei denn, die jeweils Betroffenen haben zugestimmt“ eingefügt werden (Art. 

1 Nr. 8 IZG-ÄE).  

Beide Änderungen setzen Art. 53 LVerf um.19 Dieser stellt keinen Informati-

onszugangsanspruch, sondern eine an die Verwaltung gerichtete Verpflichtung 

dar.20 Art. 53 LVerf dreht das bislang in §§ 9, 10 IZG verankerte Regel-

Ausnahme-Verhältnis um, sodass nicht mehr die Geheimhaltung, sondern die 

Bekanntgabe die Regel ist.21 Im Interesse eines für den einzelnen Antragstel-

ler erleichterten Informationszugangs sind diese Regelungsvorschläge zu be-

grüßen. 

 

II. Transparenzrecht 

Der durch Art. 1 Nr. 9 IZG-ÄE zur Einfügung vorgesehene neue § 11 IZG soll 

ein Transparenzportal („zentrales elektronisches Informationsregister“) einfüh-

ren.  

Gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 IZG n.F. sollen die Landesbehörden bestimmte In-

formationen allgemein zugänglich machen und an das nach Abs. 3 zu errich-

tende Informationsregister melden. „Landesbehörden“ meint nur die unmittel-

                                                           

19
 LT-Drs. 18/4409, Seite 15. 

20
 LT-Drs. 18/2115, Seite 29. 

21
 LT-Drs. 18/2115, Seite 31. 
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bare Landesverwaltung.22 Die Gemeinden werden nicht erfasst. Die Regelung 

bleibt hinter anderen Transparenzgesetzen zurück. § 2 Abs. 3 HmbTG erfasst 

auch Private, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder öffentliche Dienst-

leistungen erbringen und der Kontrolle der FHH unterliegen.  

Darüber hinaus hat der Gesetzgeber bewusst eine „Soll“-Regelung gewählt, 

die den Landesbehörden gestatten soll, in atypischen Fällen von der Veröffent-

lichungspflicht absehen zu dürfen. Wann ein solcher atypischer Fall vorliegen 

soll, ist unklar. § 10 Abs. 1 HmbTG, § 11 BremIFG und § 4 Abs. 1 LTranspG 

RLP sehen keine „Soll“-Regelung vor. In § 11 BremIFG wurde bei der letzten 

Gesetzesänderung gerade die „Soll“- durch eine „Muss“-Regelung ersetzt.23 

Die beiden vorstehenden Besonderheiten der geplanten schleswig-

holsteinischen Transparenzregelung werfen nicht nur die Frage auf, ob denn 

eine proaktive Veröffentlichung politisch wirklich gewollt ist. Bedacht werden 

sollte auch, dass nach den Erfahrungen in anderen Ländern mit Transparenz-

gesetzen der Aufbau und die laufende Pflege eines durch die Bürgerinnen und 

Bürger wirklich nutzbaren Informationsregister bzw. einer Transparenz-

Plattform beträchtliche Ressourcen bindet. Inwieweit dieser Aufwand in Anbet-

racht der zurückhaltenden Regelung der Veröffentlichungspflicht gerechtfertigt 

ist, sollte überprüft werden. 

Restriktiv ist auch die vorgeschlagene Regelung zu Betriebs- und Geschäfts-

geheimnissen und persönlichen Daten in § 11 Abs. 1 Satz 1 IZG n.F. Obwohl 

auch § 16 Abs. 1 LTranspG RLP Pate stand24, wurden die dort vorgesehene 

Einwilligungsmöglichkeit der Betroffenen, die Offenbarung nach einer anderen 

Rechtsvorschrift und das Überwiegen des öffentlichen Interesses nicht aufge-

nommen. Ebenfalls differenziert § 4 HmbTG für die personenbezogenen Daten 

deutlich weiter aus und gestattet z.B. die Nennung von Namen von Vertrags-

partnern bei zu veröffentlichen Verträgen, von Gutachtern, eine Veröffentli-

chung bei Einwilligung und bei Überwiegen des Veröffentlichungsinteresses.  

                                                           

22
 LT-Drs 18/4409, Seite 15, Zu Nummer 9 (§ 11), Absatz 1, Satz 1. 

23
 Bremische Bürgerschaft Drs. 18/1677, Seite 5, Zu 9.1. 

24
 LT-Drs 18/4409, Seite 17. 
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Satz 4 definiert die in § 11 Abs. 1 Satz 1 IZG n. F. genannten „weiteren Infor-

mationen“ durch eine abschließende Aufzählung. Nach den anderen Transpa-

renzgesetzen sind wesentlich mehr Materien zu veröffentlichen: Handlungs-

empfehlungen (§ 11 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 BremIFG, § 3 Abs. 1 Nr. 14 HmbTG), 

die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen und Vorbescheide 

(§ 11 Abs. 4 Satz 2 Nr. 6 BremIFG § 3 Abs. 1 Nr. 13 HmbTG), Unterlagen, 

Protokolle und Beschlüsse öffentlicher Sitzungen (§ 11 Abs. 4 Satz 2 Nr. 11 

BremIFG, § 3 Abs. 1 Nr. 3 HmbTG, § 7 Abs. 1 Nr. 3 LTranspG RLP), Geoda-

ten (§ 3 Abs. 1 Nr. 9 HmbTG, § 7 Abs. 1 Nr. 9 LTranspG RLP), Vorblatt und 

Petitum von Senatsbeschlüssen (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 HmbTG), Ergebnisse von 

Messungen, Beobachtungen und sonstigen Erhebungen über schädliche Um-

welteinwirkungen, Umweltgefährdungen sowie über den Zustand der Umwelt, 

die von einer Behörde außerhalb ihrer Überwachungstätigkeit im Einzelfall 

durchgeführt werden (§ 3 Abs. 1 Nr. 10 HmbTG), das Baumkataster (§ 3 Abs. 

1 Nr. 11 HmbTG), öffentliche Pläne, insbesondere Bauleit- und Landschafts-

pläne (§ 3 Abs. 1 Nr. 12 HmbTG), die von den transparenzpflichtigen Stellen 

erstellten öffentlichen Pläne, insbesondere der Landeskrankenhausplan, und 

andere landesweite Planungen (§ 7 Abs. 1 Nr. 10 LTranspG RLP). 

Zu einzelnen der vorgesehenen Tatbestände seien folgende Anmerkungen 

formuliert: 

� Nach Nr. 3 sind Gutachten und Studien, soweit sie von den Landesbe-

hörden bei einer natürlichen oder juristischen Person des Privatrechts in 

Auftrag gegeben wurden und die in auf Außenwirkung gerichtete Ent-

scheidungen der Landesbehörden eingeflossen sind, zu veröffentlichen. 

Gutachten und Studien, die im Rahmen der Atomaufsicht in Auftrag ge-

geben wurden, betrifft dies nur, soweit sie von allgemeinem Interesse 

sind. Ausgenommen sind Gutachten und Studien aufgrund von Verträ-

gen mit einem Auftragswert von weniger als 10.000 Euro. Es ist unklar, 

wieso nur Gutachten und Studien von natürlichen und juristischen Per-

sonen des Privatrechts erfasst werden und nicht auch von juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts. § 7 Abs. 1 Nr. 8 LTranspG RLP, § 3 

Abs. 1  Nr. 8 HmbTG und § 11 Abs. 4a BremIFG treffen diese Unter-

scheidung nicht.  
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Die Einschränkung für Gutachten und Studien im Rahmen der Atomauf-

sicht wird mit dem erheblichen Verwaltungsaufwand, den die Aufberei-

tung der Dokumente verursachen würde, begründet.25 Diese Be-

reichseinschränkung sei notwendig, weil in diesem Bereich sehr häufig 

auf externe Sachverständige zurückgegriffen würde und weil die Doku-

mente auch oftmals Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse enthielten.26 

Belegt wird das nicht. Es besteht kein Zusammenhang zwischen der 

Höhe des Verwaltungsaufwands und dem öffentlichen Interesse. Wei-

terhin handele es sich zum Großteil um den alltäglichen Austausch 

technischer Informationen, an deren Veröffentlichung kein allgemeines 

Interesse bestünde.27 Auch das wird nicht belegt. Zudem spricht Art. 53 

LVerf nur von der Veröffentlichung entgegenstehenden öffentlichen In-

teressen und nicht von einem fehlenden allgemeinen Interesse an der 

Veröffentlichung. Weiterhin ist die Wortwahl „allgemeines Interesse“ 

misslich, verwendet das IZG doch im Übrigen den Terminus „öffentli-

ches Interesse“.  

� Ausweislich der Nr. 6 sollen die elektronisch erteilten Auskünfte auf-

grund von Anträgen nach § 4 IZG zu veröffentlichen sein. Telefonisch 

erteilte Auskünfte sind ausgeschlossen, da ihre Verarbeitung zu elek-

tronischen und veröffentlichungsfähigen Dokumenten sehr arbeitsinten-

siv wäre.28 Die Entwurfsbegründung29 will auch Auskünfte erfassen, die 

schriftlich erteilt werden, denen aber ein entsprechendes elektronisches 

Dokument zugrunde liegt. Das hat im Wortlaut keinen Niederschlag ge-

funden. § 11 Abs. 1 Nr. 9 BremIFG spricht von „Zugang“, der „gewährt 

worden ist“ und erfasst so nicht nur elektronisch, sondern auch schrift-

lich und telefonisch erteilte Auskünfte.  

Nach § 11 Abs. 1 Satz 5 IZG n.F. sollen die Landesbehörden vor Abschluss 

des Vertrages auf die Veröffentlichungspflicht nach Satz 3 Nrn. 3, 11 und 12 

hinweisen. Es ist unklar, wieso eine „Soll“-Regelung vorgesehen ist und wann 

                                                           

25
 LT-Drs. 18/4409, Seite 19. 

26
 LT-Drs. 18/4409, Seite 19. 

27
 LT-Drs. 18/4409, Seite 19. 

28
 LT-Drs. 18/4409, Seite 20. 

29
 LT-Drs. 18/4409, Seite 20. 
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ein atypischer Fall vorliegen soll. Die Gesetzesbegründung geht von einer 

Pflicht aus.30 Das hat keinen Niederschlag im Wortlaut gefunden.  

Ebenso unklar ist, weshalb der die Führung von Verzeichnissen über die veröf-

fentlichten Informationen durch die Landesbehörden, deren allgemeine Zu-

gänglichmachung und Meldung an das elektronische Informationsregister 

betreffende § 11 Abs. 2 IZG n.F. als „Soll“-Regelung gefasst ist. Die Entwurfs-

begründung31 geht wohl von einer Pflicht aus.  

Sehr zu befürworten ist die in § 11 Abs. 3 IZG n.F. vorgesehene Einrichtung 

eines zentralen elektronischen Informationsregisters und von Informationsre-

gisterstellen durch das Land, um das Auffinden der Informationen zu erleich-

tern.  

Das Verhältnis zwischen der Veröffentlichungspflicht nach § 11 IZG n.F. und 

der Veröffentlichungspflicht nach § 12  IZG n.F. sollte klar geregelt werden. Die 

Frage ist von Bedeutung, da sich die Kataloge teilweise überschneiden. Nach 

§ 12 Abs. 3 Satz 2 IZG n.F. soll die Verbreitung der nach § 12 Abs. 2 IZG n.F. 

zu verbreitenden Umweltinformationen durch elektronische Kommunikations-

mittel erfolgen. Es ist unklar, ob diejenigen Umweltinformationen, die nicht un-

ter den Katalog des § 11 Abs. 1 Satz 4 IZG n.F. fallen weitere Informationen i. 

S. d. § 11 Abs. 2 Satz 6 IZG n.F. sind. Nach § 7 Abs. 1 und Abs. 2 LTranspG 

RLP sind allgemeine Informationen und Umweltinformationen gleichermaßen 

auf dem Transparenzportal zu veröffentlichen. 

 

III. Schlussbetrachtung 

Die vorstehenden Anmerkungen dürfen nicht dahingehend missverstanden 

werden, dass der Gesetzentwurf in seiner Gesamtheit kritisch bewertet würde. 

Es ist ein wichtiges Signal, dass auch das Land Schleswig-Holstein sich von 

der Informationsfreiheit im bisherigen Sinne aufmacht zur nächsten Stufe der 

Transparenzgesetzgebung. Darüber hinaus enthält der Entwurf einige wichtige 

Klarstellungen. Auf einzelne Desiderate ist obenstehend hingewiesen worden. 

                                                           

30
 LT-Drs. 18/4409, Seite 23. 

31
 LT-Drs. 18/4409, Seite 24. 



 12 

Auffallend und bedauerlich ist allerdings die im Vergleich zu den anderen neu-

eren Transparenzgesetzgebungen der Länder zurückhaltendere Grundhaltung 

gegenüber den Gedanken von Informationsfreiheit und Transparenz.  

In Anbetracht dessen, dass die Implementation der Vorschriften über das In-

formationsregister durchaus voraussetzungsreich sein wird und sich Nach-

steuerungen als notwendig erweisen könnten, überrascht es, dass der Ge-

setzentwurf keine Evaluationsklausel enthält. Derartige Evaluationsklauseln 

enthalten sowohl das Hamburgische Transparenzgesetz (§ 18 Abs. 2 Satz 3 

HmbTG) als auch das Transparenzgesetz des Landes Rheinland-Pfalz (§ 23 

LTranspG RLP). 

 

(Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow) 

 

 




